Deutscher Bundestag 
5. Wahlperiode 


Drucksache V/1600 


Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 29. März 1967 

II/3 _ 23003 — 6253/66 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlos- 
senen 

Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des 
Gesetzes über die Ausübung der Berufe des 
Masseurs, des Masseurs und medizinischen 
Bademeisters und des Krankengymnasten 

nebst Begründung (Anlage 1) mit der Bitte, die Beschlußfassung 
des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister für Gesundheitswesen. 

Der Bundesrat hat in seiner 304. Sitzung am 10. Februar 1967 
gemäß Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, wie 
aus der Anlage 2 ersichtlich, Stellung zu nehmen. Im übrigen 
erhebt der Bundesrat gegen den Entwurf keine Einwendungen. 

Die Auffassung der Bundesregierung zu der Stellungnahme des 
Bundesrates ist in der Anlage 3 dargelegt. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Brandt 


Drude: Bonner Universitäts-Budidruckerei, 53 Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, 532 Bad Godesberg, 
Postfadi 821, Goethestraße 54, Tel. 6 35 51 
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Anlage 1 


Entwurf eines Gesetzes 

zur Änderung des Gesetzes über die Ausübung der Berufe des 
Masseurs, des Masseurs und medizinischen Bademeisters und 

des Krankengymnasten 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos- 
sen: 


Artikel 1 

Das Gesetz über die Ausübung der Berufe des 
Masseurs, des Masseurs und medizinischen Bade- 
meisters und des Krankengymnasten vom 21. De- 
zember 1958 (Bundesgesetzbl. I S. 985), zuletzt ge- 
ändert durch das Gesetz zur Änderung des Gesetzes 
über die Ausübung der Berufe des Masseurs, des 
Masseurs und medizinischen Bademeisters und des 
Krankengymnasten vom 1. Juli 1965 (Bundesgesetz- 
blatt I S. 593), wird wie folgt geändert: 

§ 15 Abs. 5 erhält folgende Fassung: 

„(5) Masseure, die nach Absatz 1, 2 oder 3 eine 
Erlaubnis nach § 1 erlangt haben und am 31. Ja- 
nuar 1969 mindestens acht Jahre als medizinischer 
Bademeister in medizinischen Badeanstalten tätig 
waren, erhalten die Erlaubnis zur Führung der Be- 
zeichnung , Masseur und medizinischer Bademei- 
ster', wenn sie dies bis zum 31. Dezember 1969 
beantragen." 


Artikel 2 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten überleitungsgesetzcs vom 4. Januar 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 


Artikel 3 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach der Verkündung 
in Kraft. 
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Begründung 


Die letzten Ausbildungslehrgänge für Masseure nach 
altem Recht sind erst im Laufe des Jahres 1959 ab- 
geschlossen worden. Die Absolventen dieser letzten 
Lehrgänge können bis zum 31. Januar 1967 die in 
§ 15 Abs. 5 des Gesetzes über die Ausübung der Be- 
rufe des Masseurs, des Masseurs und medizinischen 
Bademeisters und des Krankengymnasten vom 
21. Dezember 1958 in der Fassung des Änderungs- 
gesetzes vom 1. Juli 1965 (BGBl. I S. 593) geforderte 
achtjährige Tätigkeit als medizinische Bademeister 
nicht erreichen und die Erlaubnis zur Führung der 
Bezeichnung „Masseur und medizinischer Bademei- 
ster" nicht mehr erhalten. 

Zur Vermeidung von Härten für die Teilnehmer 
der letzten Lehrgänge ist daher als Termin, bis zu 
dem die achtjährige Tätigkeit erfüllt sein muß, ein 
späterer Zeitpunkt vorzusehen. Als solcher erscheint 
der 31. Januar 1969 angemessen, um Härten auch bei 
eventuellen Wiederholern der letzten Prüfungen nach 
ciltem Recht auszuschließen. Der Termin ist ausdrück- 
lich in den Entwurf aufgenommen worden, um die 
aufgrund der bisherigen Fassung des § 15 Abs. 5 
des Gesetzes gelegentlich aufgetretenen Zweifel 
darüber zu beseitigen, bis zu welchem Zeitpunkt 
die Voraussetzung der achtjährigen Tätigkeit erfüllt 
sein muß. 

Die Ausschlußfrist für die Antragstellung soll bis 
31. Dezember 1969 verlängert werden, weil erfah- 
rungsgemäß zu kurze Ausschlußfristen wiederum 
zu Härten führen können. 

* 

Durch das Gesetz entstehen dem Bund, den Ländern 
und den Gemeinden keine Kosten. 
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Anlage 2 


Der Präsident des Bundesrates 


Bonn, den 10. Februar 1967 


An den 

Herrn Bundeskanzler 


Auf das Schreiben vom 10. Januar 1967 ■ — II/3 23003 — 6253/66 
beehre ich mich mitzuteilen, daß der Bundesrat in seiner 
304. Sitzung am 10. Februar 1967 gemäß Artikel 76 Abs. 2 des 
Grundgesetzes beschlossen hat, zu dem 

Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des 
Gesetzes über die Ausübung der Berufe des 
Masseurs, des Masseurs und medizinischen 
Bademeisters und des Krankengymnasten 

wie folgt Stellung zu nehmen: 

Die Eingangsworte sind wie folgt zu fassen: 

„Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundesrates das 
folgende Gesetz beschlossen:" 


Begründung 

Die Änderung eines mit Zustimmung des Bundesrates erlas- 
senen Gesetzes bedarf nach der vom Bundesrat ständig vertre- 
tenen Auffassung ebenfalls seiner Zustimmung. 

Im übrigen erhebt der Bundesrat gegen den Entwurf keine 
Einwendungen. 


Dr. Lemke 
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Drucksadle V/1600 


Anlage 3 


Gegenäußerung der Bundesregierung 
zu der Stellungnahme des Bundesrates 


Die Bundesregierung hält das Gesetz nicht für zu- 
stimmungsbedürftig. 

Die Bundesregierung vertritt in ständiger Praxis 
die Auffassung, daß die Änderung eines Zustim- 
mungsgesetzes nur dann der Zustimmung des Bun- 
desrates bedarf, wenn durch das Änderungsgesetz 
Vorschriften geändert werden, die die Zustimmungs- 
bedürftigkeit des ursprünglichen Gesetzes begründet 
haben. Diese Voraussetzung liegt hier nicht vor. 
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